
Stadt Iserlohn, Der Bürgermeister- Abteilung Aufenthaltsrecht – Ausländerbehörde 

 

Erklärung vor der Ausländerbehörde zur  Abgabe der Verpflichtungserklärung 

Nr. ______________________________  

 

„Ich bestätige, vor Abgabe der Verpflichtungserklärung auf folgende Regelungen und Punkte 

ausdrücklich hingewiesen worden zu sein.“ 

 

1. Umfang und Dauer der eingegangen Verpflichtung -gesetzliche  Regelung § 68 

Aufenthaltsgesetz – Haftung für Lebensunterhalt 

 

(1) Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Auslandsvertretung gegenüber verpflichtet hat, die Kosten für den 

Lebensunterhalt eines Ausländers zu tragen, hat für einen Zeitraum von fünf Jahren sämtliche öffentlichen Mittel zu 

erstatten, die für den Lebensunterhalt des Ausländers einschließlich der Versorgung mit Wohnraum sowie der Versorgung 

im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit aufgewendet werden, auch soweit die Aufwendungen auf einem gesetzlichen 

Anspruch des Ausländers beruhen. Aufwendungen, die auf einer Beitragsleistung beruhen, sind nicht zu erstatten. Der 

Zeitraum nach Satz 1 beginnt mit der durch die Verpflichtungserklärung ermöglichten Einreise des Ausländers. Die 

Verpflichtungserklärung erlischt vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren ab Einreise des Ausländers nicht durch Erteilung 

eines Aufenthaltstitels nach Abschnitt 5 des Kapitels 2 oder durch Anerkennung nach § 3 oder § 4 des Asylgesetzes. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Schriftform. Sie ist nach Maßgabe des 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckbar. Der Erstattungsanspruch steht der öffentlichen Stelle zu, die die 

öffentlichen Mittel aufgewendet hat. 

(3) Die Auslandsvertretung unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde über eine Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1. 

(4) Die Ausländerbehörde unterrichtet, wenn sie Kenntnis von der Aufwendung nach Absatz 1 zu erstattender öffentlicher 

Mittel erlangt, unverzüglich die öffentliche Stelle, der der Erstattungsanspruch zusteht, über die Verpflichtung nach Absatz 

1 Satz 1 und erteilt ihr alle für die Geltendmachung und Durchsetzung des Erstattungsanspruchs erforderlichen Auskünfte. 

Der Empfänger darf die Daten nur zum Zweck der Erstattung der für den Ausländer aufgewendeten öffentlichen Mittel 

sowie der Versagung weiterer Leistungen verwenden. 

 

2. Vollstreckbarkeit 

Die aufgewendeten Mittel können im Wege der Vollstreckung zwangsweise beigetrieben werden. 

 

3. Freiwilligkeit der Angaben 

Alle von mir gemachten Angaben sind freiwillig. Mir ist dabei bewusst, dass eine Verpflichtungserklärung unbeachtlich ist, 

wenn aufgrund fehlender Angaben die Bonität nicht geprüft werden kann.  

Ich wurde von der Ausländerbehörde auf den Umfang und die Dauer der Haftung hingewiesen, die Möglichkeit von 

Versicherungsschutz sowie die zwangsweise Beitreibung der aufgewendeten Kosten im Wege der Vollstreckung, soweit ich 

meiner Verpflichtung nicht nachkomme. 

Ich wurde belehrt, dass unrichtige und unvollständige  Angaben strafbar sein können (z.B. bei  vorsätzlichen, unrichtigen 

oder unvollständigen Angaben, s. § 95 Aufenthaltsgesetz-Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe).  

Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten gem. § 69 Abs. 2 Nr. 2 bb)  Aufenthaltsverordnung gespeichert werden. 

Ich wurde darauf hingewiesen, dass eine Ablichtung der Verpflichtungserklärung bei  der Auslandsvertretung abzugeben ist 

und daher vor der Antragstellung eine Kopie gefertigt werden sollte. 

Weiterhin bestätige ich, zu der Verpflichtung aufgrund meiner wirtschaftlichen Verhältnisse in der Lage zu sein und erkläre, 

dass ich keine weiteren Verpflichtungen eingegangen bin, die die Garantiewirkung der aktuellen Verpflichtungserklärung  

gefährden. 

Ich bestätige mit meiner Unterschrift, dass ich den Inhalt dieser Belehrung verstanden und einen Abdruck  erhalten habe. 

 

Unterschrift des sich Verpflichtenden  ______________________________________ 
   Datum, Name, Vorname     
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